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Der fiskalische Spielraum im Bundeshaushalt schwindet. Dennoch steigen die Subventionen. Aktuell 
fließen rund zehn Prozent des Haushalts oder 60 Milliarden Euro in Finanzhilfen an Unternehmen. Sie 
werden zumeist mit der Sicherung von Arbeitsplätzen begründet. In Zeiten knapper Kassen sollten sie 
einer systematischen Kosten-Nutzen-Analyse unterzogen werden. Obwohl die Bundeshaushaltsord-
nung bereits Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen vorschreibt, scheitern diese am Fehlen eines hinrei-
chend einfachen, ökonomisch fundierten Indikators.

Einen solchen Indikator schlagen wir in diesem Papier vor: die Fiskalische Kosten-Arbeitsplatz-Rela-
tion (FisKAR). Sie setzt die fiskalischen Kosten von Finanzhilfen ins Verhältnis zu ihren erwartbaren 
Beschäftigungseffekten – dem impliziten Ziel der meisten Finanzhilfen. Angewendet auf den Bundes-
haushalt 2026 zeigen wir, dass vor allem Steuerprivilegien zugunsten der Automobilhersteller und 
Strompreissubventionen für die energieintensive Industrie teuer ausfallen. Investitionszuschüsse für 
die Dekarbonisierung der Industrie und zur Förderung von Innovationen haben dagegen gemessen an 
Arbeitsplatzeffekten geringe Kosten.

Wir folgern: Der Bundeshaushalt sollte einer grundlegenden Review unterzogen werden.

● Finanzhilfen im Bundeshaushalt konsequent auf Wachstum und unsubventionierte Arbeits-
plätze ausrichten

● Subventionen weniger am Erhalt des Status quo orientieren, sondern an Ziele knüpfen, etwa 
das Ausrollen der Elektromobilität, eine treffsichere Förderung der Gebäudesanierung oder 
die Schaffung von Sockelkapazitäten in der Grundstoffindustrie

● Innovationsförderprogramme zusammenlegen und auf erfolgreichen Transfer in neue 
Geschäftsmodelle trimmen, bei der Dekarbonisierung nicht nachlassen

Executive Summary
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Die Subventionen im Bundeshaushalt nehmen zu1.

Im Bundeshaushalt fehlen bis zum Ende der 
Legislaturperiode rund 160 Milliarden Euro. 
Auch darüber hinaus bleibt die Finanzlage an-
gespannt: Der verfügbare finanzielle Spielraum 
der Bundesregierung könnte in den nächsten 
zehn Jahren verschwinden (Schuster-Johnson & 
Sigl-Glöckner 2025). Auf der Ausgabenseite gibt 
es dafür vor allem zwei Treiber, einerseits stei-
gende Zinsausgaben und andererseits ein An-
wachsen von finanziellen Hilfen, entweder in 
Form von Transfer- und Sozialversicherungszu-
schüssen an private Haushalte oder als Sub-
ventionen an Unternehmen. 

Angesichts der sich verschärfenden Haushalts-
lage ist ein besonders zielgerichteter Umgang 
mit öffentlichen Mitteln notwendig. Die Ziel-
funktion des Bundeshaushalts sollte sein, zu 
sich langfristig selbsttragendem Wirtschafts-
wachstum und unsubventionierter Beschäfti-
gung beizutragen: Trägt die Wirtschaft sich 
selbst, kann der Staat seine verfügbaren Mittel 
auf die Bereitstellung exzellenter öffentlicher 
Leistungen konzentrieren. Solche exzellenten 
öffentlichen Leistungen – ob im Bildungswe-
sen, der Forschung oder der Verwaltung – sind 
Voraussetzung für zukünftiges Wirtschafts-
wachstum und ein hohes Beschäftigungsni-
veau – wiederum zentrale Voraussetzungen für 
einen nachhaltigen Haushalt. Eine solche Be-
schreibung nachhaltiger Haushaltspolitik 
schließt Subventionen für Unternehmen und 

Haushalte nicht aus. Diese können explizit poli-
tisch motiviert sein, z. B. weil man die Produkti-
on bestimmter Güter in Deutschland halten 
möchte. In den meisten Fällen werden Subven-
tionen mit ihren Auswirkungen auf Wachstum 
und Beschäftigung begründet.

Doch sollten sie regelmäßig einem Kosten-Nut-
zen-Vergleich unterzogen werden. Bisher gibt 
es dafür kein standardisiertes Maß. Dabei wäre 
eine Analyse der Subventionen im Bundes-
haushalt dringend notwendig: Mehr als zehn 
Prozent des Haushalts oder 60 Milliarden Euro 
fließen aktuell jährlich in Finanzhilfen an Unter-
nehmen. Damit werden Arbeitsplätze subventi-
oniert, die es ohne staatliche Unterstützung 
womöglich nicht gäbe. Das betrifft vor allem 
die traditionellen deutschen Industriejobs in 
den Bereichen Automobil, Maschinenbau und 
Grundstoffen. Deren Geschäftsmodelle gera-
ten ob hoher Energiepreise, technologischen 
Rückstands und fehlender Exportnachfrage zu-
nehmend an ihre Grenzen – mit der Folge, dass 
sich Ankündigungen zum Stellenabbau häufen. 
Erst kürzlich hat die schwarz-rote Koalition be-
schlossen, neue Hilfen bei Netzentgelten, Auto-
käufen oder Steuervergünstigungen für die 
Gastronomie einzuführen. Um diese Finanzhil-
fen künftig systematisch zu bewerten, schlagen 
wir in diesem Papier einen Kosten-Nutzen-Indi-
kator vor.
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1 Wichtige Ausnahmen sind die Gebäudeförderung, das Zu-
kunftsinnovationsprogramm Mittelstand und öffentliche Auf-

tragsvergaben, für die sowohl einzel- als auch gesamtwirt-
schaftliche Analysen durchgeführt werden.

Um die Haushaltspolitik effizienter zu gestal-
ten, arbeitet die Bundesregierung seit einiger 
Zeit an der Entwicklung eines Rahmens für eine 
ziel- und wirkungsorientierte Haushaltsfüh-
rung. Erst kürzlich hat sie mit der 12. Spending 
Review einen Zwischenstand vorgelegt (Bun-
desministerium der Finanzen 2025a).

Bereits heute verpflichtet die Bundeshaus-
haltsordnung (BHO, 2025) die Finanzpolitik 
dazu, Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen für 
alle haushaltswirksamen Maßnahmen durch-
zuführen (§7 BHO). So sollen verschiedene 
Handlungsalternativen auf Kosten und Nutzen 
analysiert und miteinander verglichen werden. 
Das Bundesfinanzministerium (2021) gibt zwei 
Arten von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 
vor: einzel- und gesamtwirtschaftliche Analy-
sen. Einzelwirtschaftliche Analysen bieten sich 
an, wenn etwa einzelne Unternehmen finanzi-
ell gefördert werden, ohne dass davon ein ma-
kroökonomischer Effekt ausgehen dürfte. 
Demgegenüber sind gesamtwirtschaftliche 
Kosten-Nutzen-Analysen geboten, wenn Pro-
gramme umfangreich genug sind, um die 
Volkswirtschaft als Ganzes zu betreffen. Für die 
Vorbereitung einer Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chung schreibt das Ministerium vor, stets die 
nach den Erfordernissen des Einzelfalls ein-
fachste und wirtschaftlichste Methode auszu-
wählen.

Während Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 
auf dem Papier also zum A und O der Haus-
haltspolitik gehören, sind sie in der Praxis den-
noch eher eine Seltenheit.1 Der Bundesrech-
nungshof (2025a) schätzt, dass bei ca. der 
Hälfte aller haushaltswirksamen Maßnahmen 
gar keine Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 
durchgeführt werden. Dort, wo sie gemacht 
werden, bleiben sie zudem eher abstrakt und 
begnügen sich mit allgemeinen Ziel- und Wir-
kungsbeschreibungen. Der Grund: Es mangelt 

an geeigneten Indikatoren, um Wirtschaftlich-
keitsuntersuchungen über verschiedene Poli-
tikbereiche hinweg systematisch vorzunehmen 
– vor allem für gesamtwirtschaftliche Kosten-
Nutzen-Analysen. Mit diesem Papier wollen wir 
zur Verkleinerung der Lücke beitragen.

In anderen Ländern wird das bereits prakti-
ziert: So berücksichtigt beispielsweise der iri-
sche Public Spending Code explizit die Wirkung 
von öffentlichen Ausgaben auf die Beschäfti-
gung (Department of Public Expenditure and 
Reform 2019). Auch im Vereinigten Königreich 
spielen solche Erwägungen eine Rolle: Sowohl 
in der gesamtbritischen als auch in der schotti-
schen Haushalspolitik werden Finanzhilfen an 
Unternehmen auf ihre Effekte auf Beschäfti-
gung hin bewertet (Scottish Enterprise 2024). 

Wir schlagen einen neuen Indikator zur Bewer-
tung staatlicher Finanzhilfen vor: die Fiskali-
sche Kosten-Arbeitsplatz-Relation (FisKAR). Sie 
basiert auf der plausiblen Annahme, dass die 
ultimative Zielsetzung der meisten Finanzhilfen 
die Beschäftigungssicherung ist, was sowohl 
den Erhalt bestehender als auch die Schaffung 
neuer Arbeitsplätze einschließt. Unser Indika-
tor ermittelt die erwartbaren Beschäftigungs-
effekte einzelner Haushaltsprogramme und 
setzt sie in Relation zu ihren fiskalischen Kos-
ten. Unser Ansatz ist makroökonomisch moti-
viert: Wie wirken sich staatliche Finanzhilfen 
auf die Beschäftigung aus – und rechtfertigt 
das ihre Kosten? FisKAR hilft dabei, die Frage zu 
beantworten, welche Bereiche der Wirtschaft 
aus einer Arbeitsmarktperspektive finanziell 
unterstützt werden sollten. Auch wenn sie kei-
ne einzelwirtschaftliche Betrachtung ersetzt, 
bei der es vor allem um eine optimale Ausge-
staltung von Subventionen geht, bietet sie eine 
Entscheidungsgrundlage, wenn über künftige 
Haushalte verhandelt wird.

Wie Subventionen heute bewertet werden – und wie nicht2.
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2 Ein Vorgehen auf Branchenebene geht mit gewissen Unschär-
fen einher, da sich Subventionswirkungen von Subbranche zu 
Subbranche (und teilweise von Unternehmen zu Unterneh-
men) unterscheiden können. Sofern eine granularere Daten-

grundlage zur Verfügung steht, z. B. mehrstellige NACE-Codes 
oder sogar individuelle Unternehmensdaten, kann unser An-
satz jedoch äquivalent auf Unternehmensebene umgesetzt 
werden.

Die Fiskalische Kosten-Arbeitsplatz-Relation ist 
ein Kosten-Nutzen-Indikator. Während die Kos-
ten von Finanzhilfen in haushalterischen Belas-
tungen bestehen, ergibt sich der Nutzen in 
Form gesicherter Arbeitsplätze. Wir gehen des-
halb zweischrittig vor: Zunächst schätzen wir 
die Beschäftigungseffekte, die von einer Fi-
nanzhilfe ausgehen. Da Beschäftigungsinfor-
mationen für einzelne Unternehmen nicht voll-
ständig verfügbar sind, messen wir die 
Beschäftigungseffekte auf Branchenebene 
(zweistellige NACE-Codes).2 Jeder Finanzhilfe 
weisen wir begünstigte Branchen zu, z. B. die 
Chemieindustrie, Automobilhersteller oder IT-
Dienstleistungen, und berechnen ihre bran-
chenweite Arbeitsplatzwirkung. Danach setzen 
wir die Beschäftigungseffekte in Relation zu 
den fiskalischen Kosten. Das Ergebnis ist der 
Betrag, den der Bund rechnerisch für jeden be-
günstigten Arbeitsplatz ausgibt.

Im folgenden Abschnitt ermitteln wir FisKAR für 
ausgewählte Finanzhilfen im Bundeshaushalt, 
unterteilt in fünf Kategorien: (1) Strompreissub-
ventionen, (2) Investitionszuschüsse für die De-
karbonisierung der Industrie, (3) allgemeine 
Branchensubventionen, (4) Innovationsförde-
rung und (5) Steuersenkungen. Auch wenn die-
se Aufteilung nicht in allen Fällen trennscharf 

ist – gerade zwischen klimabezogenen Zu-
schüssen und der Innovationsförderung gibt es 
Schnittmengen – so ist sie für die Ableitung von 
Beschäftigungseffekten doch hilfreich, weil 
jede Kategorie leicht unterschiedliche Ziele ver-
folgt. In den ersten vier Kategorien betrachten 
wir sowohl klassische Subventionen als auch 
Steuervergünstigungen. Zudem untersuchen 
wir, obwohl sie keine Finanzhilfe im haushalts-
rechtlichen Sinne darstellen, Senkungen der 
Einkommen- oder Körperschaftssteuer, weil 
auch solche zumeist vor dem Hintergrund der 
Förderung von Wachstum und Beschäftigung 
diskutiert werden. 

Um Beschäftigungseffekte zu bestimmen, fol-
gen wir für alle Kategorien einer simplen Heu-
ristik. Subventionen und Steuervergünstigun-
gen erhöhen die Bruttowertschöpfung (BWS) 
(Gemeinschaftsdiagnose 2025). Diese wieder-
um wirkt mit einer gewissen Verzögerung auf 
die Beschäftigung. Eine etwas andere Logik le-
gen wir bei Zuschüssen für Dekarbonisierungs-
investitionen zugrunde: Anstelle der BWS ist 
hier die Überwindung des Dekarbonisierungs-
rückstandes im Vergleich zu den rechtlich bin-
denden Klimazielen für den Arbeitsplatzerhalt 
entscheidend, welchen wir für jede betroffene 
Branche berechnen (s. u.).

Die Fiskalische Kosten-Arbeitsplatz-Relation (FisKAR)3.
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Die einzelnen in Abbildung 1 dargestellten 
Schritte beschreiben wir im Folgenden:

● Von Finanzhilfen zu BWS: Wenn eine 
Finanzhilfe mehreren Branchen zugu-
tekommt, teilen wir die im aktuellen 
Haushaltsplan veranschlagte Summe 
zunächst auf die begünstigten 
Branchen auf. Bei Strompreissubventi-
onen verwenden wir etwa den Bran-
chenanteil am Gesamtstromverbrauch, 
bei anderen Subventionen weist der 
Haushaltsplan selbst thematische 
Aufteilungen aus. Die von jeder 
Branche erhaltene Summe steigert ihre 
jeweilige BWS, wobei wir, um Zeitverzö-
gerungen in der Beschäftigungsreak-
tion zu berücksichtigen, auf BWS-Daten 
aus der letzten verfügbaren Input-Out-
put-Tabelle des Statistischen Bundes-
amtes (2025) zurückgreifen (i. d. R. zwei 
bis drei Jahre zurückliegend). Damit 
damalige Finanzhilfen nicht mitgezählt 
werden, bereinigen wir die BWS um 
den entsprechenden Betrag. Abschlie-
ßend berechnen wir, wie die aktuell 
geplante Finanzhilfe die bereinigte 
BWS verändern würde. Dabei nutzen 
wir Fiskalmultiplikatoren, die der Inter-
nationale Währungsfonds (IWF, 2021) 

speziell für Deutschland geschätzt hat.
● Direkte Subventionen, die unmit-

telbar an die begünstigten Unter-
nehmen fließen, erhöhen die berei-
nigte BWS grundsätzlich eins zu 
eins. 

● Indirekte Finanzhilfen, z. B. Steuer-
vergünstigungen bei der Umsatz-
steuer, die Verbraucher zum Kauf 
eines bestimmten Produktes 
anregen sollen, skalieren wir 
dagegen mit einem Faktor von 0,3: 
nur 30 Prozent der Summe fließen 
über gesteigerte Nachfrage und 
Umsätze in die BWS ein. 

● Subventionen der Innovationsför-
derung wiederum dürften sich 
stärker als im Verhältnis eins zu 
eins auswirken. Sie verbessern 
nicht nur den unmittelbaren 
Cashflow von Unternehmen, 
sondern können wie öffentliche 
Investitionen wirken, wenn aus 
einer Innovation neue Produkte 
und Absatzchancen entstehen 
(Rieth u. a. 2024). Für den zweiten 
Kanal nehmen wir in Anlehnung an 
den IWF einen Multiplikator von 0,9 
an.

Abbildung 1:  Heuristik zur Ermittlung der FisKAR; Quelle: eine Darstellung
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3

4 

5 Um die Beschäftigungseffekte von Körperschaft- bzw. Einkom-
mensteuersenkungen zu ermitteln, benötigen wir Daten zur 
Zahl der Beschäftigten nach Rechtsform. Wir entnehmen diese 
den Erhebungen des Instituts für Mittelstandsforschung Bonn 
(o. J.).
Daten zur branchenspezifischen Beschäftigung stellt die Bun-
desagentur für Arbeit (2025) zur Verfügung

Die Zuweisung von Risikofaktoren zu individuellen Förderpro-
grammen erfordert eigenes Ermessen und eine möglichst gute 
Kenntnis der geförderten Projekte. Während wir in dieser Stu-
die nur auf Basis des Haushaltsdokuments Einschätzungen 
treffen können, dürften im Bundesfinanzministerium genauere 
Informationen zu den Risiken einzelner Förderprojekte vorhan-
den sein.

● Ebenso gehen von Einkommen- 
und Körperschaftsteuersenkungen 
neben Cashflow- auch Multiplika-
toreffekte auf private Investitionen, 
Konsum und Arbeitsangebot aus. 
Der IWF schätzt Multiplikatoren 
von 0,2 für Einkommen- und 0,1 für 
Körperschaftsteuersenkungen.3

● Von BWS zu Beschäftigung: Sobald 
wir die Auswirkungen der Finanzhilfen 
auf die BWS der begünstigten 
Branchen quantifiziert haben, schätzen 
wir deren Effekte auf die Beschäfti-
gung.4 Auch dafür greifen wir auf eine 
etablierte Schätzung von Beschäfti-
gungselastizitäten in Hocheinkom-
mensländern des IWF zurück: Steigt 
der Output (gemessen als BWS) um ein 
Prozent, steigt die Beschäftigung daue-
rhaft um 0,5 Prozent (Furceri u. a. 
2012). Zwar unterscheidet die Studie 
Elastizitäten in Industrie, Dienstleis-
tungen und Landwirtschaft, allerdings 
zeigen sie sich in Ländern wie Deutsch-
land über Branchen hinweg sehr 
konstant, weshalb wir mit dem einheit-
lichen Wert von 0,5 rechnen. Sofern 
bereits Evaluationen der Beschäfti-
gungseffekte einzelner Finanzhilfen 
vorliegen, wie etwa bei der Gebäude-
förderung (Prognos 2025), nutzen wir 
die dort ermittelten Ergebnisse. Die 
Beschäftigungseffekte von Innovati-
onsfördermaßnahmen belegen wir 
zusätzlich mit einem Risikofaktor, weil 
sie stets mit dem Risiko einhergehen, 
dass geförderte Projekte fehlschlagen. 
Dabei orientieren wir uns an den soge-
nannten Technology Readiness Levels 
(TRL), die auch von der EU-Kommission 
zur Entscheidungsfindung über Förder-
bescheide herangezogen werden 
(Bruno u. a. 2020). Je nach Ausgereift-
heit der geförderten Technologie 

erwarten wir nur 20, 50 oder 80 
Prozent der rechnerischen Effekte auf 
die Beschäftigung.5

● Von Beschäftigung zu FisKAR: Um die 
Kosten pro begünstigtem Arbeitsplatz 
zu berechnen, teilen wir die fiskali-
schen Kosten der Maßnahme durch die 
zuvor ermittelten Beschäftigungs-
effekte. Da wir an den faktischen 
Kosten pro Haushaltsjahr interessiert 
sind, Beschäftigungseffekte aber über 
einen längeren Zeitraum anhalten, divi-
dieren wir das Ergebnis durch die 
erwartbare Bestandsdauer der 
begünstigten Arbeitsplätze. Aus der 
Literatur zur Beschäftigungspersistenz 
in Deutschland lässt sich eine mittlere 
Bestandsdauer von rund 17 Jahren 
ableiten (Andersen 2010).

● Sonderfall Dekarbonisierung: Ein 
etwas anderes Vorgehen wählen wir 
bei Investitionszuschüssen für die 
Dekarbonisierung der Industrie. Hier 
sind angesichts rechtlich bindender 
Klimaziele perspektivisch alle Arbeits-
plätze in Gefahr, sofern die Dekarboni-
sierung nicht gelingt. Ausschlaggebend 
für die Beschäftigungseffekte ist also 
nicht die BWS, sondern die Frage, ob 
die Subvention bei der Überwindung 
des Dekarbonisierungsrückstandes 
hilft. Den Rückstand messen wir für die 
Grundstoffindustrie daran, ob die 
Entwicklung der Treibhausgasemissi-
onen auf dem Pfad zur Erreichung der 
Emissionsminderungsziele liegt 
(Förster u. a. 2025). Im Automobil-
sektor approximieren wir den Rück-
stand anhand der Lücke zwischen den 
Zielwerten für batterieelektrisch betrie-
bene Fahrzeuge im Jahr 2030 und den 
tatsächlichen aktuellen Neuzulas-
sungen solcher Fahrzeuge (Agora 
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Verkehrswende 2025). Den Dekarboni-
sierungsrückstand überführen wir 
mithilfe von Schätzungen zu CO2-Ver-
meidungs- bzw. Lebenszykluskosten 
von Fahrzeugen in einen Geldbetrag. 
Wenn die Subvention einen Teil des 
Rückstands aufholt, halten wir den 
gleichen Anteil der Beschäftigten für 
positiv betroffen. Ist der Rückstand 
dank der Subvention gänzlich über-
wunden, erstrecken sich die Beschäfti-
gungseffekte auf die Zahl der Gesamt-
beschäftigten der Branche.

Unser Ansatz ist, wie in der Leitlinie des Bun-
desfinanzministeriums gefordert, einfach und 
gleichzeitig makroökonomisch fundiert. Sofern 
innerhalb der Bundesregierung granularere 
Daten zu den Empfängern von Finanzhilfen 
und ihrer Beschäftigungssituation vorliegen, 
kann FisKAR noch präziser berechnet werden. 
Im Folgenden zeigen wir exemplarisch, welche 
Kosten-Arbeitsplatz-Relationen sich für ausge-
wählte Finanzhilfen im Bundeshaushalt 2026 
ergeben.
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Bewertung der Finanzhilfen im Bundeshaushalt4.

Im Folgenden wenden wir unseren Indikator 
auf ausgewählte Finanzhilfen im Bundeshaus-
halt 2026 an. Wir konzentrieren uns dabei auf 
die größten Einzelposten bzw. thematisch zu-
sammenhängende Programme mit einem Vo-
lumen von mindestens 500 Mio. Euro, für die 
plausible Arbeitsmarkteffekte erwartbar sind. 

Abbildung 2 zeigt die jeweiligen Beschäfti-
gungseffekte und die nach der oben beschrie-
benen Methode ermittelten Kosten-Arbeits-
platz-Relationen. Weitere Details zu den 
ausgewählten Haushaltstiteln finden sich in Ta-
belle 1 im Anhang.

Abbildung 2:  Fiskalische Kosten-Arbeitsplatz-Relation (FisKAR); Quellen: eigene Berechnungen basierend auf Agora   
 Verkehrswende, Bundesministerium der Finanzen, Bundesrechnungshof, Institut für Mittelstandsforschung  
 Bonn, Internationaler Währungsfonds, Prognos, Umweltbundesamt
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Die höchsten Kosten-Arbeitsplatz-Relationen 
im Bundeshaushalt weisen die allgemeinen 
Branchenhilfen auf. Mit Abstand an erster Stel-
le stehen Steuerprivilegien, die der Automobil-
industrie zugutekommen: Mit dem Diesel- und 
dem Dienstwagenprivileg gibt der Bund rund 
43.000 Euro pro begünstigtem Arbeitsplatz 
aus. Das liegt insbesondere darin begründet, 
dass diese Vergünstigungen einerseits sehr 
teuer sind (zwölf Milliarden Euro) und anderer-
seits nur indirekt die Wertschöpfung der Unter-
nehmen steigern. Sie sind als Stimulus für pri-
vate Haushalte und Unternehmen konzipiert 
und sollen Autokäufe anreizen. Erfahrungsge-
mäß setzen sich solche indirekten Förderungen 
jedoch nicht Eins-zu-eins in Nachfrage um, ein 
Teil subventioniert ganz allgemein das Einkom-
men der Empfänger.

Ebenfalls wenig kosteneffizient sind die Förde-
rung der Land- und Forstwirtschaft (ca. 15.000 
Euro pro Arbeitsplatz), des Gastgewerbes 
durch die geplante Ermäßigung des Umsatz-
steuersatzes (13.500 Euro) sowie der Bauwirt-
schaft über die Gebäudeförderung (13.400 
Euro). Bei den beiden ersteren sind nur mode-
rate Beschäftigungseffekte zu erwarten, weil 
die Zahl der Arbeitsplätze in der Land- und 
Forstwirtschaft generell gering ist und die er-
mäßigte Umsatzsteuer in Restaurants, Bars 
und Co. zum Teil in Profite fließen dürfte, ohne 
zusätzliche Arbeitsplätze zu schaffen. Von der 
Gebäudeförderung gehen laut Prognos zwar 
substanzielle Beschäftigungseffekte aus, je-
doch stellt sie mit über zwölf Milliarden Euro 
auch einen der größten Einzelposten im Bun-
deshaushalt dar.

Ein differenziertes Bild zeichnet sich bei Strom-
preissubventionen. Auf fast 20 Milliarden Euro 
summieren sich allein die hier betrachteten Fi-
nanzhilfen, welche Strompreiskompensatio-
nen, den Ausgleich der EEG-Umlage und eines 
Teils der Netzentgelte sowie die Stromsteuer-
vergünstigung für ausgewählte Branchen um-
fassen. Davon sind 4,5 Milliarden Euro allein für 
die energieintensive Industrie – also Stahl-, 
Chemie-, Papier-, Glashersteller und andere – 
vorgesehen. Da die Arbeitsplatzeffekte mode-
rat ausfallen, ergibt sich eine relativ hohe Kos-
ten-Arbeitsplatz-Relation von gut 10.000 Euro. 

Sie liegt bei Strompreissubventionen an die 
restliche Industrie und Land- und Forstwirt-
schaft bzw. an das Baugewerbe und Dienstleis-
tungsbranchen mit ca. 9.100 bzw. 8.400 Euro 
etwas niedriger: In diesen Branchen wird Be-
schäftigung in der Breite begünstigt und die 
Stromkostenbelastung liegt generell niedriger, 
sodass mehr Arbeitsplätze von den Subventio-
nen profitieren.

In ähnlichen Größenordnungen liegen die rela-
tiven Kosten steuerpolitischer Maßnahmen. 
Wir vergleichen eine Senkung der Körper-
schaft- und der Einkommensteuer, wobei wir 
für beide ein fiskalisches Volumen von 15 Milli-
arden Euro annehmen, was am unteren Ende 
der Spanne der im Bundestagswahlkampf vor-
gelegten Einkommensteuerreformkonzepte 
liegt (Mühlenweg & Schuster-Johnson 2025). 
Während eine niedrigere Körperschaftsteuer 
mit etwas mehr als 10.000 Euro zu Buche 
schlägt, summieren sich bei der Einkommen-
steuer die Kosten pro begünstigtem Arbeits-
platz auf rund 9.200 Euro. Die Differenz be-
gründet sich mit einer vom IWF (2021) 
geschätzten, leicht höheren Wirkung von Ein-
kommensteuersenkungen auf die BWS.

Die Kosteneffizienz von Innovationsförderpro-
grammen ist stark abhängig von der Erfolgs-
wahrscheinlichkeit der subventionierten Pro-
jekte. Förderungen im Hightech-Bereich, die 
häufig in frühen technologischen Stadien an-
setzen und mit einem größeren Risiko einher-
gehen weisen für jeden begünstigten Arbeits-
platz höhere Kosten auf (ca. 9.400 Euro bei 
einem Haushaltsvolumen von 1,4 Milliarden 
Euro). Finanzielle Hilfen für weiter ausgereifte 
Projekte, z. B. bei der Energiespeicherfertigung 
(7.700 Euro), Mikroelektronik (vor allem Halb-
leiter, 6.700 Euro) oder Elektrolyseuren im Rah-
men der Nationalen Wasserstoffstrategie 
(6.200 Euro), gehen dementsprechend mit ge-
ringeren Kosten im Verhältnis zu den erwarte-
ten Beschäftigungseffekten einher.

Die gemessen an Kosten pro Arbeitsplatz güns-
tigsten Subventionen im Bundeshaushalt sind 
nach unserer Analyse solche zur Förderung der 
Dekarbonisierung der Industrie. Während der 
Verkehrssektor – und mit ihm die Automobilin-
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6 Die Neuzulassungslücke bei E-Fahrzeugen berechnen wir ba-
sierend auf Daten des Kraftfahrbundesamtes sowie dem Ziel 
der Bundesregierung, dass bis 2030 15 Millionen vollelektri-

sche PKW und 200.000 vollelektrische LKW auf Deutschlands 
Straßen rollen (Agora Verkehrswende 2025).

dustrie – derzeit noch einen erheblichen Dekar-
bonisierungsrückstand aufweist – die Neuzu-
lassungen von E-Fahrzeugen liegen derzeit 
rund 1,5 Mio. unter dem zur Zielerreichung 
notwendigen Pfad6 – ist die energieintensive In-
dustrie laut Umweltbundesamt auf dem Weg, 
ihre Emissionsminderungsziele zu erreichen 

(Förster u. a. 2025). Folglich fallen die Beschäfti-
gungssicherungseffekte in letzterer größer aus 
als in der Automobilindustrie. Die Kosten-Ar-
beitsplatzrelation liegt im Autobereich bei 
leicht über 4.000 Euro, in der energieintensiven 
Industrie bei ca. 3.200 Euro.
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7 Aktuell plant die Bundesregierung sogar eine zusätzliche Sub-
ventionierung energieintensiver Unternehmen mittels einer 

Ausweitung der Strompreiskompensation und eines neuen In-
dustriestrompreises.

Aus unserer Analyse lassen sich Schlussfolge-
rungen für den Bundeshaushalt ziehen. Die 
erste und wichtigste Erkenntnis ist: Der aktuelle 
Fokus der Finanzhilfen im Bundeshaushalt – 
der Erhalt des wirtschaftlichen Status quo – ist 
gemessen an FisKAR besonders teuer. Die fünf 
Subventionsprogramme mit der höchsten Kos-
ten-Arbeitsplatz-Relation – allgemeine Bran-
chenhilfen für den Automobil-, Agrar-, Gastro-, 
Bausektor sowie Strompreishilfen für die ener-
gieintensive Industrie – fallen in diesen Bereich. 
Von den Steuervergünstigungen zugunsten der 
Automobilindustrie profitieren vor allem die 
Nutzer von Verbrennerfahrzeugen; der Anteil 
an der Gesamtsumme, der explizit auf die För-
derung von E-Mobilität entfällt, liegt bei unter 
zehn Prozent. In der Landwirtschaft sind insbe-
sondere kleine Betriebe ohne staatliche Unter-
stützung häufig nicht profitabel und überle-
bensfähig. Genauso besteht das Risiko, dass 
energieintensive Unternehmen dauerhaft von 
staatlich gesenkten Strompreisen abhängig 
bleiben werden, weil die deutschen Stromprei-
se künftig selbst bei einem weiterhin starken 
Ausbau erneuerbarer Energien über denen in 
anderen Ländern liegen könnten (Bähr u. a. 
2023).7

Diese Subventionen sichern zu einem gewissen 
Teil Arbeitsplätze in den betroffenen Branchen. 
Allerdings haben sie einen hohen fiskalischen 
Preis und sollten deshalb gründlich abgewogen 
werden. Im Einzelfall können klimapolitische 
Gründe für eine dauerhafte Subvention spre-
chen, z. B. bei der Gebäudeförderung. Auch Er-
wägungen der wirtschaftlichen Resilienz spie-
len eine Rolle, etwa im Fall der 
Grundstoffindustrien und der Landwirtschaft. 
Indem der Staat sicherstellt, dass zumindest 
ein Grundstock an Stahl, chemischen Produk-
ten oder Lebensmitteln im eigenen Land pro-
duziert wird, senkt er die Importabhängigkeit 
von anderen Ländern.

Dennoch sollten diese Finanzhilfen mit Blick 
auf Kosten und Nutzen evaluiert, reformiert 

und ggf. abgebaut werden. Wo möglich und so-
fern keine klima- oder resilienzpolitischen 
Gründe dagegensprechen, könnten sie stärker 
auf das übergeordnete Haushaltsziel – Wachs-
tum und unsubventionierte Arbeitsplätze – 
ausgerichtet werden. Im Konkreten heißt das:

● Subventionen für die Automobilin-
dustrie könnten in ihrer Höhe über-
dacht sowie an Fortschritte bei der 
Entwicklung, Produktion und dem 
Absatz mit batterieelektrisch betrie-
benen Fahrzeugen geknüpft werden.

● Strompreis- und andere Hilfen für 
die energieintensive Industrie
könnten mit planbaren Ausstiegs-
pfaden versehen und so ausgestaltet 
werden, dass sie einen zum Erhalt von 
Sockelkapazitäten an kritischen Grund-
stoffen notwendigen Teil der Beschäfti-
gung absichern (Bähr u. a. 2023).

● Die Bauwirtschaft begünstigende 
Instrumente wie die Gebäudeförde-
rung braucht es aus klimapolitischen 
Gründen, allerdings könnte sie effi-
zienter sein, indem bestehende Über- 
bzw. Unterförderungen entlang der 
Einkommensskala abgebaut werden 
(Henze & Stahl 2025).

● Zudem empfiehlt es sich, die geplante 
Umsatzsteuervergünstigung für die 
Gastronomie ob hoher fiskalischer 
Kosten bei gleichzeitig geringen 
Beschäftigungseffekten generell zu 
überdenken.

Um dem Ziel eines auf unsubventionierte Be-
schäftigung getrimmten Bundeshaushalts nä-
herzukommen, könnte der Fokus der Finanzhil-
fen stattdessen auf die Förderung innovativer, 
neue Arbeitsplätze schaffender Geschäftsmo-
delle gelegt werden. Im Konkreten heißt das:

Der Bundeshaushalt auf dem Prüfstand5.
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● Unsere Analyse ergibt vergleichsweise 
günstige Kosten-Arbeitsplatz-Relati-
onen für viele Innovationsförderpro-
gramme. Das Problem ist hier weniger 
die Höhe der bereitgestellten Förde-
rung als vielmehr die Art und Weise der 
Verausgabung. Damit Haushaltsmittel 
für die Innovationspolitik tatsächlich in 
industriell nutzbare Innovationen 
münden, könnte die Ansammlung der 
vielen, kleinteiligen Programme 
gestrafft und in drei großen Töpfen – je 
einer für die Grundlagenforschung, 
Anwendungstransfer und Hochrisiko-
technologien – organisiert werden. Die 
Verausgabung sollte outcomeorientiert 
sein – fortlaufende Unterstützung gibt 
es nur bei erfolgreicher Weiterentwick-
lung und Marktannäherung der Tech-
nologie – wie bereits heute in den Chal-
lenges der Bundesagentur für Sprun-
ginnovationen (SPRIND, o. J.) prakti-
ziert. Auch die Förderung über staat-
liche Nachfrage mit dem Bund als 
Ankerkunden für innovative Produkte 
ist vielversprechend.

● Außerdem zeigt unser Indikator, dass 
es fiskalisch sinnvoll sein dürfte, bei der 
Förderung der Dekarbonisierung
nicht nachzulassen. Denn darin liegt 
das Potenzial, zumindest einen kriti-
schen Teil der heutigen Arbeitsplätze in 
der Automobil- und Grundstoffindus-
trie zu sichern, ohne sie dauerhaft 
subventionieren zu müssen.

Mithilfe der Fiskalischen Kosten-Arbeitsplatz-
Relation – kurz: FisKAR – ließe sich die dringend 
notwendige Review des Bundeshaushalts indi-
katorbasiert und nachvollziehbar umsetzen. 
Sollte die Bundesregierung den Haushalt 
grundlegend reformieren wollen, um den Fo-
kus auf Wachstum und selbsttragende Arbeits-
plätze zu legen, kann unser Indikator als Ent-
scheidungsgrundlage dienen – und zudem 
dem Phantom der Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chungen, zu denen die Bundeshaushaltsord-
nung schon lange verpflichtet, Leben einhau-
chen.
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Zweckbestimmung Titel
Soll 2026

(Millionen 
Euro)

Begünstigte
Unternehmen Anmerkungen

Strompreise
Strompreise Energieintensive Industrie 4.544

Energieintensive Industrie
BEHG-Kompensation 697 02-649 294
ETS-Kompensation 683 03-634 3.000
Stromsteuervergünstigung 1.250 Ca. 50 Prozent der Vergünstigung

Strompreise Industrie & Agrarsektor 11.380

Verarbeitendes Gewerbe (ohne 
energieintensive Industrie), 
Land- und Fortwirtschaft

Stromsteuervergünstigung 1.250 Ca. 50 Prozent der Vergünstigung
Ausgleich EEG-Umlage 638 07-643 6.880 Ca. 40 Prozent der EEG-Umlage

Netzentgeltzuschüsse 683 09-643 3.250 Ca. 50 Prozent der Netzentgeltzu-
schüsse

Strompreise Baugewerbe & Dienstleistungen 3.345
Baugewerbe, Dienstleistungen 
(ohne öffentliche)

Ausgleich EEG-Umlage 683 07-643 1.720 Ca. 10 Prozent der EEG-Umlage

Netzentgeltzuschüsse 683 09-643 1.625 Ca. 25 Prozent der Netzentgeltzu-
schüsse

Dekarbonisierung
Dekarbonisierung Energieintensive Industrie 3.056

Energieintensive Industrie

CO2-Vermeidung/Nutzung Grundstoffindustrien 686 16-332 150
Wasserstoff in der Industrie 892 02-332 1.259
DEU-FRA-Projekte IPCEI Wasserstoff 892 07-332 680
Dekarbonisierung der Industrie 892 01-332 701
Klimaneutrales Fliegen 683 05-165 116
Erzeugung klimafreundlicher Kraftstoffe 892 04-165 150

Dekarbonisierung Automobil 2.384
Zuschüsse Tank- und Ladeinfrastruktur 893 02-332 1.714

AutomobilZuschüsse klimafreundliche Nutzfahrzeuge 893 08-332 296
Flottenerneuerungsprogramm Nutzfahrzeuge 893 11-332 1
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Wasserstoff- und Brennstoffzellenanwendung 892 05-332 108
Zukunftsinvestitionensprogramm Automobil 892 11-634 163
Zukunftsfonds Automobilindustrie 686 11-634 102

Allgemeine Branchensubventionen
Land- und Fortwirtschaft 1.108

Land- und Fortwirtschaft

GAK Ökoland- und Fortwirtschaft
GAK Land- und Fortwirtschaft (Investitionen)

632 90-521
882 90-521

264
396

GAK Land- und Fortwirtschaft (ohne Inv.) 882 91-625 120
Zuschüsse Unfallversicherung Landwirtschaft 636 02-223 100
Förderung Umbau Tierhaltung 893 21-523 228

BEG-Förderung 893 10-411 12.065 Baugewerbe
Automobil 11.839

Dieselprivileg 7.138 Automobil Schätzung auf Basis Bundesrech-
nungshof (2025b)

Dienstwagenprivileg 4.701

Schätzung auf Basis Umweltbun-
desamt, zzgl. 703 Millionen Euro 
für Begünstigung E-Autos (Burge & 
Bretschneider 2021)

Gastgewerbe 2.668

Gastgewerbe
Umsatzsteuervergünstigung Beherbergung 982

Umsatzsteuervergünstigung Gastronomie 1.686
Schätzung auf Basis 30. Subventi-
onsbericht (Bundesministerium 
der Finanzen 2025b)

Innovationsförderung
Nationale Wasserstoffstrategie 892 03-332 901 Maschinenbau
Energiespeicherfertigung 893 04-332 520 Elektrotechnik

Mikroelektronik 892 62-649 2.480 Computer, Elektronik und
Optik

Hightech-Förderung 1.409 Computer/Elektronik/Optik, 
Pharma, IT-Dienstleistungen
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Hightech-Förderung 1.409

Computer/Elektronik/Optik, 
Pharma, IT-Dienstleistungen

IPCEI Cloud 892 23-680 263
Entwicklung digitale Technologie 683 21-165 74
Entwicklung Softwaresysteme, KI B 683 21-165 127
Quantentechnologien und Photonik B 683 25-165 247
Hightech-Agenda: Infrastrukturen 894 51-165 368
Hightech-Agenda: Forschungs-Ökosysteme 685 51-165 330

Steuerpolitik
Körperschaftssteuer 15.000 Kapitalgesellschaften Annahme statt Soll-Wert

Einkommensteuer 15.000 Einzelunternehmen, Personen-
gesellschaften Annahme statt Soll-Wert
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